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Kleine Anfrage
des Abgeordneten Stephan Brandner und der Fraktion der AfD

Aktivitäten politischer Stiftungen in Thüringen – Stand: 30. Juni 2026

Mit der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache 21/2579 wurde unter ande-
rem erfragt, wie viele Vertretungen politischer Stiftungen es zum damaligen 
Zeitpunkt in Thüringen gab. Mit dieser Kleinen Anfrage sollen die bereits vor-
liegenden Informationen um die aktuellen Daten ergänzt werden.

Wir fragen die Bundesregierung:
1. Wie viele Vertretungen politischer Stiftungen gab es nach Kenntnis der 

Bundesregierung in Thüringen zum Stichtag 30. Juni 2026?
2. An welche politische Stiftung in Thüringen hat der Bund in welcher Höhe 

Zuwendungen seit dem 1. Oktober 2025 erbracht (bitte nach Jahresschei-
ben, politischer Stiftung und Haushaltstitel aufschlüsseln)?

3. Welche Projekte und Veranstaltungen, die von politischen Stiftungen orga-
nisiert wurden, sind durch Bundesmittel mittelbar oder unmittelbar seit dem 
1. Oktober 2025 in Thüringen in welcher Höhe gefördert worden (bitte 
nach Jahresscheiben, Zuwendungsempfänger, Höhe der Förderung, Zeit-
raum, Projekt- bzw. Veranstaltungstitel und Haushaltsplan aufschlüsseln)?
a) Wie viele Projekte und Veranstaltungen hatten dabei „Linkspopulismus“ 

zum Thema (bitte wie in Frage 3 aufschlüsseln)?
b) Welche Projekte und Veranstaltungen hatten dabei die Partei AfD oder 

„Rechtspopulismus“ zum Thema (bitte wie in Frage 3 aufschlüsseln)?

Berlin, den 7. August 2026

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion
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